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Deutischer Bundestag — 5. Wahlperiode 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Biersteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Biersteuergesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 14. März 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 149), zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Änderung strafrechtlicher Vorschriften der Reichs- 
abgabenordnung und anderer Gesetze vom 10. Au- 
gust 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 877), wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1, In § 6 erhält der Absatz 1 folgende Fassung: 

„(1) Der Steuerschuldner hat die Steuer bis 
zum 20. des Monats zu entrichten, der auf den 
Monat folgt, in dem die Steuerschuld entstanden 
ist." 


2. § 6 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach den Worten 
„Erstattung der Steuer" ein Beistrich und da- 
hinter die Worte „den Steuerzuschlag bei 
Nichtbeachtung von Steuervorschriften'' so- 
wie nach der Klammerangabe „(Bundesgesetz- 
blatt I S. 737)" die Worte „in der jeweils 
geltenden Fassung" eingefügt. 

b) Nach Absatz 1 wird der folgende Absatz ein- 
gefügt: 

„(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 gelten 
entsprechend für Bier, das nach § 7 Abs. 2 
zu einem Zollverkehr abgefertigt oder als 
Ersatzgut gestellt worden ist." 

c) Die bisherigen Absätze 2 bis 5 werden Ab- 
sätze 3 bis 6. 

d) Der neue Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Der Steuersatz für Vollbier, das in das 
Erhebungsgebiet eingeführt wird, beträgt für 
außerhalb des Erhebungsgebiets hergestelltes 
Bier 14,40 DM je Hektoliter. Für inner- 
halb dieses Gebietes hergestelltes Bier be- 
trägt der Steuersatz 15,00 DM je Hektoliter. 
Zu dem letzteren Steuersatz wird auch Voll- 
bier, das nach § 7 Abs. 2 unversteuert zu einem 
Zollverkehr abgefertigt oder als Ersatzgut 
gestellt worden war, versteuert, wenn es 
im Erhebungsgebiet wieder in den freien 


Verkehr gelangt. Die Steuersätze von 14,40 
und 15,00 DM je Hektoliter ermäßigen oder 
erhöhen sich für Bier anderer Gattungen 
(Einfachbier, Schankbier, Starkbier) entspre- 
chend § 3 Abs. 2 Sätze 2 und 3." 

3. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Der Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Bier darf aus einer Brauerei unver- 
steuert unter Steueraufsicht ausgeführt, zu 
einem Zollverkehr abgefertigt oder als Ersatz- 
gut im Rahmen eines aktiven Veredelungs- 
verkehrs (§ 48 Abs. 2 des Zollgesetzes) ge- 
stellt werden. Eine nach § 2 Abs. 1 Satz 1 ent- 
standene Steuerschuld fällt weg, wenn das 
Bier ordnungsmäßig ausgeführt, zu einem 
Zollverkehr abgefertigt oder als Ersatzgut 
gestellt worden ist oder wenn es vorher 
untergeht. Der Bundesminister der Finanzen 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung Be- 
stimmungen über das anzuwendende Verfah- 
ren zu erlassen." 

b) Als Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Bier, das von Brauereien zu den erfor- 
derlichen technischen Proben verbraucht oder 
das für Zwecke der Steuer- oder Gewerbe- 
aufsicht entnommen wird, ist von der Steuer 
befreit." 


4, § 9 wird wie folgt geändert; 

a) In Absatz 1 werden die Worte „der Vorschrift 
im Absatz 3" durch die Worte „den Vor- 
schriften in den Absätzen 4 bis 6" ersetzt. 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3. 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

d) Nach Absatz 4 werden die folgenden Absätze 
eingefügt: 

„(5) Anstelle von Hopfen dürfen bei der 
Bierbereitung auch Hopfenpulver oder Hopfen 
in anderweit zerkleinerter Form oder Hop- 
fenauszüge verwendet werden, sofern diese 
Erzeugnisse den nachstehenden Anforderun- 
gen entsprechen: 

1. Hopfenpulver und anderweit zer- 
kleinerter Hopfen sowie Hopfen- 
auszüge müssen ausschließlich aus 
Hopfen gewonnen sein. 


2 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/2735 


2. Hopfenauszüge müssen 

a) die beim Sudverfahren in die 
Bierwürze übergehenden Stoffe 
des Hopfens oder dessen Aroma- 
und Bitterstoffe in einer Be- 
schaffenheit enthalten, wie sie 
Hopfen vor oder bei dem 
Kochen in der Bierwürze auf- 
weist, 

b) den Vorschriften des Lebens- 
mittelrechts entsprechen. 

Die Hopfenauszüge dürfen der Bierwürze nur 
vor Beginn oder während der Dauer des 
Würzekochens beigegeben werden. 

„(6) Als Klärmittel für Würze und Bier 
dürfen nur solche Stoffe verwendet werden, 
die mechanisch oder adsorbierend wirken 
und bis auf gesundheitlich, geruchlich und 
geschmacklich unbedenkliche, technisch 
unvermeidbare Anteile wieder ausgeschieden 
werden." 

e) Die bisherigen Absätze 5 bis 9 werden Ab- 
sätze 7 bis 11. 


5. In § 10 Abs. 1 werden 

a) in Satz 1 die Worte „§ 9 Abs. 1 bis 3" durch 
die Worte „§ 9 Abs. 1, 2 und 4 bis 6" ersetzt, 

b) in Satz 3 nach dem Wort „Hopfen" die Worte 
„oder zulässigen Hopfenerzeugnissen (§ 9 
Abs. 5)" eingefügt. 

6. § 1 1 wird wie folgt geändert: 

a) Als Absatz 1 wird der bisherige Wortlaut ein- 
gesetzt mit der Maßgabe, daß der Satz 2 
folgende Fassung erhält: 

„Unter dieses Verbot fallen nicht aus Zucker 
hergestellte Farbmittel (§ 9 Abs. 2), Farbe- 
bier (§ 9 Abs. 4) und die in § 9 Abs. 5 aufge- 
führten Hopfenerzeugnisse, wenn sie an zoll- 
amtlich angemeldete Brauereien abgegeben 
werden sollen." 

b) Ais Absätze 2 und 3 werden angefügt: 

„(2) Die in § 9 Abs. 5 aufgeführten Hopfen- 
erzeugnisse dürfen nur von Herstellern oder 
Einführern in Verkehr gebracht werden, de- 
nen von der für die Überwachung des Ver- 
kehrs mit Lebensmitteln zuständigen Be- 
hörde die Erlaubnis zum Inverkehrbringen 
dieser Erzeugnisse erteilt worden ist. Die 
Erlaubnis ist Herstellern oder Einführern zu 
versagen, die 

1. nicht die erforderliche persönliche 
Zuverlässigkeit besitzen. 


2. nicht nach den Grundsätzen ord- 
nungsmäßiger kaufmännischer Buch- 
führung Aufzeichnungen machen 
und 

3. sich nicht verpflichtet haben, ihre 
Erzeugnisse nach näherer Weisung 
der zuständigen Behörde auf ihre 
Kosten daraufhin untersuchen zu 
lassen, ob sie den in § 9 Abs. 5 Nr. 1 
und 2 aufgeführten Anforderungen 
entsprechen. 

Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn 
nachträglich bekannt wird, daß bei ihrer Er- 
teilung Versagungsgründe nach Satz 2 Nr. 1 
Vorlagen; sie ist zu widerrufen, wenn nach- 
träglich Tatsachen eintreten, welche die Ver- 
sagung der Erlaubnis nach Satz 2 rechtfertigen 
würden. 

(3) Auf den Behältnissen, in denen die 
Hopfenerzeugnisse in Verkehr gebracht wer- 
den, müssen in deutlich lesbarer, unverwisch- 
barer Schrift der Name und der Sitz des Her- 
stellers, bei eingeführten Erzeugnissen auch 
des Einführers, sowie die Herkunft, die Sorte 
und der Jahrgang des zur Herstellung ver- 
wendeten Hopfens angegeben sein." 

7. § 16 erhält folgende Fassung: 

.§ 16 

(1) Inhaber von Brauereien, in denen in einem 
Rechnungsjahr, abgesehen von den für Haus- 
brauer zu ermäßigten Steuersätzen hergestellten 
Biermengen, nicht mehr als 1000 Hektoliter Bier 
hergestellt werden und die vor dem 1. April 
1918 betriebsfähig hergerichtet worden sind, 
können auf Antrag abgefunden werden; auf sie 
finden die Vorschriften in § 2 Abs. 1, §§ 5, 6 
Abs. 1 und §§ 7 und 8 keine Anwendung. Die 
Abfindung wird nur zum Beginn eines Rech- 
nungsjahres bewilligt; auf sie kann nur zum 
Ende eines Rechnungsjahres verzichtet werden. 

(2) Für jede zur Abfindung zugelassene 
Brauerei werden im voraus Ausbeutesätze fest- 
gesetzt. Sie werden nach dem Verhältnis der 
zur Bierbereitung angemeldeten Braustoffmen- 
gen zu den Biermengen der einzelnen Biergat- 
tungen berechnet, die aus den Braustoffen her- 
gestellt werden können. Diese Ausbeute- 
sätze werden der Berechnung der als her- 
gestellt geltenden Biermengen zugrunde gelegt. 
Von diesen Biermengen werden drei vom Hun- 
dert als steuerfreier Haustrunk der Brauerei- 
angestellten und -arbeiter (§ 7 Abs. 1) abgesetzt, 
sofern solche beschäftigt werden. Für die ver- 
bleibenden Biermengen entsteht die Steuer- 
schuld mit der Bekanntgabe des Steuerbeschei- 
des. Der Steuerschuldner hat die Biersteuer bis 
zum 20. des zweiten Monats zu entrichten, der 
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auf den Monat folgt, in dem die Steuerscliuld 
entstanden ist." 

8. § 23 erhält folgende Fassung: 

»§ 23 

Auf bierähnliche Getränke sind nicht anzu- 
wenden § 2 Abs. 1 Satz 2, §§ 3, 6 a Abs. 5, § 9 
Abs. 1 bis 8 und 11, § § 10, 16 und 1 9. " 


Artikel 2 

Artikel 1 Nr. 1 gilt erstmals für die Steuerschul- 
den, die in dem Monat entstehen, in dem dieses Ge- 
setz in Kraft tritt. Soweit diese Steuerschulden nicht 
höher sind als im Monatsdurchschnitt des Jahres 
1967 können sie jedoch in zwölf gleichen Teilbe- 


trägen jeweils am 20. des Fälligkeitsmonats und der 
elf folgenden Monate entrichtet werden. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund des Biersteuergesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 
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